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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte; „„„‚„„ „„„„„„ °„‚„„„ „„„„„„„„ „„o‚

g e g e n

Beklagte und Revisionsbelclagte°

Der 1„ Senat des Bundessozialgerichts hat am 187 März

1970 ohne mündliche Verhandlung durch

Präsident Prof° Dr° „ a n n a g a t
' — Vorsitzender —‚

Bundesrichter
_

Dr° S c h u b e r t und

Buhdesrichter S c h m i d t h a l s,

Bundessozialrichter R e i m e r — und

Bundessozialrichter B e n e d y_c z u k

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 30„ Januar

1969 aufgehoben"

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgericht zurüokverwiesen°

_2_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G 1”Ü..£L9.E

I

Der im Jahre 1904 geborene Kläger;
von Beruf Maurer, bean—

tragte im März 1967 die Gewährung von Versichertenrente°

Die Beklagte gewährte ihm mit Bescheid vom 270 Juni 1967

Rente wegen Berufsunfähigkeit (BU) v0m 1° Februar 1967 an°
Mit der gegen den Bescheid eingelegten Klage begehrt der

Kläger Rente wegen Erwerbsunfähigkeit (EU)° Das Sozial—

gericht (SG) hat die Klage abgewiesen° Das Landessozial—
gericht (LSG) hat die Berufung des Klägers gegen dieses

Urteil zurückgewiesen°

Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger unrichtige

Anwendung des 5 1247 der ReichSVersicherungsordnung (EVO)

durch das LSG„ Er beantragt, das angefochtene Urteil und

das Urteil des SG Gelsenkirchen vom 12° August 1368 aufzu—
heben sowie den Bescheid der Beklagten vom 270 Juni 7967

abzuändern und diese zu verurteilen, ihm Rente wegen EU

vom 1„ Februar 1967 an zu gewähren„

' ?
Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen°

1
\

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärt°

[

II

\
Die Revision des Klägers ist insoweit begründet‚ als das

angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache an das LSG

zurückzuverweisen ist„ Die bisherigen Feststellungen in

dem angefochtenen Urteil reichen zu einer Entscheidung des

Rechtsstreits nicht aus°
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Das LSG hat in seinem Urteil die Entscheidung des SG

bestätigt, daß der Kläger nicht erwerbsunfähig im Sinne

des 5 4247 Abs° 2 BVD ist° Nach seinen Feststellungen

ist der Kläger seit Februar 1967 noch in der Lage, jeden—

falls körperlich leichte Arbeiten für 5 bis 4 Stunden

täglich zu verrichten, wobei nur vorausgesetzt wird,

daß sein Arbeitsplatz sich in warmen Räumen befindet°

{
_

; ‚ , „
Das LSG hat die Auffassung vertreten, die erste Alter—

native des 5 4247 Abs, 2 EVO sei nicht erfüllt, weil der

Kläger nicht aus gesundheitlichen Gründen gehindert sei,

eine Erwerbstätigkeit unter den ärztlicherseits für

erforderlich gehaltenen zeitlichen und sachlichen Ein—

schränkungen regelmäßig auszuüben° Es fehle aber auch

an der zweiten Alternative, weil der Kläger noch mehr

als geringfügige Einkünfte durch Erwerbstätigkeit er—

zielen könne, Mit einer 5— bis 4—stündigen täglichen
Arbeit z,Bo als Sortierer oder Verpacker, Fahrstuhl—

führer, Wächter, Bote, Pförtner, Marken— und Material—
.

ausgeber, Automatenbediener und dergleichen könne der

Kläger, was keiner besonderen rechnerischen 1Darlegung

_bedürfe, mehr als 20 % des Tariflohns eines gesunden

vergleichbaren Versicherten verdienen, Darauf, ob es
für den Kläger Teilzeitarbeitsplätze — seien sie frei

oder besetzt — gebe, an denen er seine verbliebene Er—

werbsfähigkeit auszunutzen vermöge, komme es nicht ano
Der vom Bundessozialgericht (BSG) in dieser Frage ver—

tretenen gegenteiligen Auffassung vermöge der Senat nicht

zu folgen° ' ' "}

Der vom LSG vertretenen Rechtsauffassung kann nicht bei—

gepflichtet werden° Nach den vom Großen Senat in seinem

Beschluß vom 410 Dezember 4969 — GS 2/68 — entwickelten

Rechtsgrundsätzen, denen sich der Senat anschließt, ist

es für die Beurteilung der EU eines Versicherten im Sinne
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des 5 4247 Abso 2 EVO erheblich, daß Arbeitsplätze, die
er mit der ihm verbliebenen Leistungsfähigkeit noch aus—
füllen kann, seien sie frei oder besetzt, vorhanden sind„

Es ist auch erheblich, in welcher Zahl solche Arbeits—

plätze vorhanden sindo Der Versicherte darf auf Tätig—

keiten nur verwiesen werden, wenn ihm für diese Tätig—

keiten der Arbeitsmarkt praktisch nicht verschlossen ist°

Dem Versicherten ist der Arbeitsmarkt praktisch verschlos—

sen, wenn das Verhältnis der im Verweisungsgebiet vorhan—

denen und für den Versicherten in Betracht kommenden Teil—

zeitarbeitsplätze zur Zahl der Interessenten für solche

Beschäftigungen ungünstiger ist als 75 s 4000

l .
Das Urteil des LSG beruht auf einer von diesen Grund—

sätzen abweichenden Rechtsauffassungq Die Revision ist

daher begründet; das angefochtene Urteil ist aufzuhebeno

.
!

Da es nach der vom LSG vertretenen Rechtsauffassung nicht

darauf ankam, in welcher Zahl für den Kläger in Betracht

kommende Arbeitsplätze in dem für ihn maßgeblichen Ver—

weisungsgebiet vorhanden sind und wie hoch die Zahl der

Interessenten für solche Beschäftigungen ist, fehlen in-

dem angefochtenen Urteil entsprechende Feststellungen, so
daß nicht beurteilt werden kann, ob dem Kläger der Arbeits—

markt praktisch verschlossen ist° Das Revisionsgericht

kann mangels dieser Feststellungen in der Sache nicht ent—
scheiden° Dem LSG muß zunächst Gelegenheit gegeben werden,

die noch erforderlichen Feststellungen zu treffen° Die

Sache ist daher zu neuer Verhandlung und Entscheidung an‘

das LSG zurückzuverweisen° ' j [
i
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Die Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten

des Revisionsverfahrens bleibt der das Verfahren ab—

schließenden Entscheidung vorbehalten° p;
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